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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Gleichzeitig mit den Motionen zur Regelung von Krisenstäben hatten die GPK beider
Räte auch gleichlautende Postulate (Po. 22.3509 und Po. 22.3508) eingereicht, die eine
Gesamtbilanz und eine Revision der Krisenorganisation des Bundes anhand der Lehren
aus der Covid-19-Krise forderten. Die Postulate wurden in den Räten gleichzeitig den
beiden Motionen behandelt und waren ebenfalls Folge des GPK-Berichts zur
Krisenorganisation des Bundes bei der Covid-19-Pandemie. Der Bundesrat empfahl die
Postulate zur Ablehnung, weil er in einem weiteren Bericht keinen Mehrwert erkannte.
Es seien bereits mehrere Arbeiten am Laufen, mit denen die Krisenorganisation
während der Pandemie aufgearbeitet werde. 
Sowohl der Nationalrat als auch der Ständerat waren aber der Meinung, dass es eine
kritische Gesamtbilanz brauche, mit der ein Konzept für das zukünftige Management in
Krisen erstellt werden könne, wie Kommissionssprecherin Prisca Birrer-Heimo (sp, LU)
im Nationalrat argumentierte. Die vom Bundesrat in seiner Stellungnahme erwähnten
Arbeiten hätten zudem nicht den generellen Charakter des zur Abstimmung stehenden
Anliegens. In der grossen Kammer wurde das Postulat mit nur einer Gegenstimme
gutgeheissen; 185 Volksvertreterinnen und -vertreter stimmten dafür. Im Ständerat lag
das Stimmenverhältnis zugunsten des Postulats bei 29 zu 14. 1

POSTULAT
DATUM: 20.09.2022
MARC BÜHLMANN

Aufgrund des Ukraine-Krieges, aber auch aufgrund der Folgen der Covid-19-Pandemie
sei der Bundesrat stark gefordert gewesen, erklärte der Bundesrat in einer
Medienmitteilung zu seinem Geschäftsbericht 2022. Die beiden Krisen seien Ursprung
für nicht weniger als 160 Geschäfte, die im Rahmen der Aussenpolitik, der
Sicherheitspolitik, der Migrationspolitik oder der Energiepolitik verabschiedet worden
seien. Aus diesem Grund habe die Regierung 2022 nicht alle im Rahmen der
Legislaturplanung 2019-2023 vorgesehenen Geschäfte vorantreiben können. 

Die Räte nahmen in der Sommersession 2023 von diesem Bericht Kenntnis. Im
Ständerat fassten wie gewohnt verschiedene Mitglieder der GPK-SR bzw. der
entsprechenden Subkommissionen den Bericht zusammen. Die GPK beider Räte hätten
sich für die Beratung des Geschäftsberichts Anfang Mai 2023 mit den Verantwortlichen
aller Departemente getroffen und den Bericht anhand zweier Querschnittthemen
diskutiert – der IT-Transformation und der geopolitische Lage –, eröffnete GPK-SR-
Präsident Matthias Michel (fdp, ZG) den Berichts-Reigen. In allen Departementen sei
besagte IT-Transformation im Aufbau; es sei gut, dass es hier Unterschiede hinsichtlich
angedachter Methoden und geplanter Instrumente gebe, die GPK werde aber darauf
schauen, dass in einem dafür einzuplanenden und notwendigen interdepartementalen
Austausch nach der «best practice» gesucht werde. Noch komplexer sei das Problem
der Auswirkungen des Ukraine-Kriegs. Die GPK habe die Frage gestellt, ob es für die
Bewältigung der Auswirkungen der geopolitischen Krise eine übergeordnete Strategie
gebe oder ob die Departemente jeweils individuell handelten. Dabei sei eher Letzteres
der Fall, da aussenpolitische Kohärenz auch deshalb nicht einfach sei, weil es
innenpolitisch und eben auch innerhalb der Departemente verschiedene Interessen
gebe. In den verschiedenen Gesprächen sei zudem deutlich geworden, dass die
Bewältigung von Krisen sehr viele Ressourcen binde. Dies habe sich 2022 etwa daran
gezeigt, dass der Bundesrat aufgrund verschiedener Krisen 1'800 zusätzliche Geschäfte
behandeln musste; dies seien rund zwei Drittel mehr Geschäfte «als in normalen
Jahren», so Michel. Bei fast der Hälfte dieser zusätzlichen Geschäfte habe es sich um
parlamentarische Vorstösse gehandelt. «Sie kennen das, auch wir werden angesichts
dieser Krisen aktiv», schloss Michel seinen Überblick. 
Für die Subkommission UVEK/EDI meldete sich Marco Chiesa (svp, TI) zu Wort. Er
erinnerte daran, dass der Ukraine-Krieg vor allem auch eine «Energiekrise» bewirkt
habe. Hier habe der Bund kurzfristige Massnahmen (z.B. Reservekraftwerk in Birr;
Sensibilisierungskampagne) ergriffen, mit denen – zusammen mit dem milden Winter –
ein Engpass in der Stromversorgung vermieden werden konnte. Wenn in Zukunft eine
Versorgungskrise drohe, bestünden Bewirtschaftungsverordnungen und ein
Lenkungsausschuss, mit denen Kontingentierungen beschlossen werden könnten.
Bereits für kommenden Winter müsse wohl mit einer kritischeren Situation gerechnet

BERICHT
DATUM: 08.03.2023
MARC BÜHLMANN
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werden. Vor allem beim Stromsparen bestehe noch einiges Potenzial, so Marco Chiesa.
Das zentrale Thema im EDI sei das «sehr schweizerische System» eines elektronischen
Patientendossiers – dezentralisiert, partizipativ, nicht-obligatorisch –, dessen
Entwicklung nach wie vor langsamer vorankomme als geplant. Die Pandemie habe
gezeigt, dass die Digitalisierung des Gesundheitsbereichs ganz generell im Hintertreffen
sei. Der Bundesrat habe hier ein Förderprogramm beschlossen. Ebenfalls an die Hand
genommen habe das EDI die Umsetzung der Pflegeinitiative.
Daniel Fässler (mitte, AI) fasste jene Teile des Berichts zusammen, die das EJPD und die
BK betrafen. Ein Schwerpunktthema der neuen Justizministerin sei die Integration von
Geflüchteten in den Arbeitsmarkt. Diese funktioniere «ungefähr in der Hälfte der
Fälle», Elisabeth Baume-Schneider habe sich in den Gesprächen aber optimistisch
gezeigt, dass Verbesserungen möglich seien. Insbesondere liege die
Beschäftigungsquote von Personen mit Schutzstatus S, der ja eigentlich eine
unbürokratische Arbeitsbewilligung erlauben sollte, lediglich bei 15 Prozent. Bei den
Gesprächen mit der Bundeskanzlei sei es vor allem um Digitalisierungsfragen gegangen.
Man müsse sich bewusst sein, dass Digitalisierung nicht einfach kostengünstiger sei und
ebenfalls ressourcenintensive Regulierung benötige. Eine offene Frage sei die
Datensouveränität, vor allem bei der Nutzung von Clouds. 
Für die GPK-Subkommission EFD/WBF sprach Othmar Reichmuth (mitte, SZ). Im
Finanzdepartement würden Massnahmen getroffen (z.B. Inkraftsetzung des revidierten
Geldwäschereigesetzes, Massnahmen für erhöhte Transparenz), um die Integrität des
Finanzplatzes zu erhöhen. Auch im WBF sei die Strommangellage ein Thema: In kurzer
Zeit seien ein Strom- und Gasverbrauchsmonitoring aufgebaut worden, die frühzeitige
Interventionen erlaubten. 
Die Berichtsteile, die über die bundesrätliche Geschäftsführung im EDA und im VBS
informierten, wurden schliesslich von Charles Juillard (mitte, JU) zusammengefasst. Er
hob als wichtigste Punkte die Reorganisation im EDA und die Cybersicherheit im VBS
hervor. Im EDA seien mit dem Projekt «Rebalance» Stellen und Ressourcen ins
konsularische Aussennetz verschoben worden, um etwa die Dienstleistungen in den
Schweizer Botschaften verbessern zu können. Zudem sei die DEZA reorganisiert
worden. Im VBS seien mit der Schaffung eines Bundesamtes und eines
Staatssekretariats für Cybersicherheit Ressourcen konzentriert worden, damit
Früherkennung und Prävention von zunehmenden digitalen Bedrohungen staatlicher
und privater Unternehmen und Infrastrukturen bestmöglich erfolgen können. 
Am Schluss der Präsentationen ergriff auch Bundespräsident Alain Berset das Wort und
dankte den fünf Berichterstattern. Die Krux sei, dass die Legislatur 2019–2022 in einer
Zeit geplant worden sei, die mit der heutigen kaum mehr vergleichbar sei. Mit der
schlimmsten Gesundheitskrise seit 100 Jahren und einem Krieg, der eine Energiekrise
auslöst, habe 2018 niemand rechnen können. Allerdings sei die Legislaturplanung eben
auch sehr flexibel und die Exekutive habe die nötigen Instrumente, um sich auch Krisen
anzupassen. Neben den von den Kommissionssprechern erwähnten Punkten, so der
Bundespräsident weiter, gelte es vor allem auch die Bemühungen des Bundesrats für
eine Stabilisierung des Bundeshaushalts hervorzuheben, die nach den
ausserordentlichen Ausgaben während der Pandemie nicht einfach sei. Er wolle zudem
daran erinnern, dass 2022 zum ersten Mal seit 30 Jahren wieder eine AHV-Reform an
der Urne angenommen worden sei. 
Der Ständerat nahm schliesslich vom Bericht Kenntnis und stimmte dem
Bundesbeschluss über den Geschäftsbericht des Bundesrates für das Jahr 2022
diskussionslos zu. 

Einen Tag später berichteten vier GPK-Sprechende im Nationalrat über die wichtigsten
Themen des Berichts. Prisca Birrer-Heimo (sp, LU), Präsidentin der GPK-NR, erinnerte
an den Zweck des jährlichen Berichtes, der mit einem Überblick über die
Geschäftsführung der Regierung innerhalb eines Jahres Grundlage für die Aufsicht des
Parlaments über die Exekutive darstelle und die Geschäftsprüfung wesentlich
vereinfache. Der Erreichungsgrad der 18 Ziele des Legislaturberichts, die drei grossen
Leitlinien zugeordnet seien, werde in den jährlichen Geschäftsberichten jeweils mittels
Indikatoren ausgewiesen, was ein detailliertes Monitoring erlaube. Die Sprecherin hob
ansonsten dieselben Punkte hervor wie der Präsident der GPK-SR. Zusätzlich betonte
sie allerdings die Bedeutung der Dokumentation aller exekutiven Handlungen und
Entscheidungen insbesondere und vor allem in Krisenzeiten. Die GPK habe den
Bundesrat darauf hingewiesen, dass das «Risiko von Leaks [...] nicht der Grund sein
[dürfe], darauf [auf die Dokumentation staatlichen Handelns in Krisenzeiten] zu
verzichten». 
Thomas de Courten (svp, BL) berichtete über das EDI und das UVEK. Auch er hob die
Energieversorgung und das elektronische Patientendossier hervor. Beim EDI griff er
zudem die geplante Revision des Epidemiengesetzes heraus. Die GPK werde darauf
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achten, dass die Erkenntnisse aus den zahlreichen Evaluationen zur Krisenbewältigung
in der Pandemie in diese Revision einfliessen. 
Alfred Heer (svp, ZH) berichtete aus dem EJPD und der BK. Auch er hob die
Datensicherheit hervor, die immer mehr verloren gehe, weil immer häufiger auf
Internet-Applikationen gearbeitet werde. Beim EJPD würden sich vor allem hinsichtlich
Asylunterkünften Probleme zeigen. 
Yvonne Feri (sp, AG) schliesslich beleuchtete die Bereiche EFD und WBF. Man habe hier
auch damit begonnen, sich «mit dem CS-Debakel» zu befassen. Mit dem EFD habe man
über die «Finanzierung zukunftsgerichteter Infrastruktur» im Rahmen fortschreitender
Digitalisierung gesprochen. Vor allem müsse abgeklärt werden, ob es noch immer
zielführend sei, dass nur die Basisinfrastruktur zur Verfügung gestellt werde, während
Fachanwendungen von den Ämtern selber geplant und finanziert würden. Die neuen
Möglichkeiten gemeinsamer Nutzung von Infrastruktur und Software mache ein
Überdenken dieses Vorgehens nötig. Beim WBF habe man sich insbesondere über den
Stand der Reform der wirtschaftlichen Landesversorgung und der Folgen für das
Bundesamt für wirtschaftliche Landesversorgung (BWL) informieren lassen. Die GPK
seien besorgt über die dortige Situation. 
Auch im Nationalrat ergriff Bundespräsident Alain Berset das Wort und bedankte sich
bei den Berichterstattenden und für die gute Zusammenarbeit mit den GPK.
Ausserordentliche Bundesratssitzungen seien früher sehr seltene Ereignisse gewesen,
2022 habe sich der Bundesrat aber nicht weniger als elf Mal ausserplanmässig
getroffen. Dies zeige, wie sehr sich die Schweiz nach wie vor im Krisenmodus befinde.
Auch 2023 habe es aufgrund der Übernahme der CS durch die UBS bereits wieder
ausserordentliche Sitzungen gegeben. 
Auch im Nationalrat wurde vom Bericht Kenntnis genommen und der Bundesbeschluss
stillschweigend angenommen. 2

1) AB NR, 2022, S. 1352 ff.; AB SR, 2022, S. 800 ff.
2) AB NR, 2023, S. 959 ff.; AB SR, 2023, S. 333 ff.; Geschäftsbericht 2022 des Bundesrats; Medienmitteilung Bundesrat -
Rohstoff vom 8.3.23; Medienmitteilung Bundesrat vom 8.3.23
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